
Bonn (ADN). Bundespräsident
Richard von Weizsäcker nahm
am Dienstag auf einem Empfang
in seinem Bonner Amtssitz, der
Villa Hammerschmidt, Glück-
wünsche zu seinem 70. Geburts-
tag entgegen. Zu den rund 300
Gratulanten gehörten Bundes-
tagspräsidentin Rita Süssmuth
und Bundeskanzler Helmut Kohl.
Die Glückwünsche der Volkskam-
mer und der Bevölkerung der
DDR überbrachte Volkskammer-
präsidentin Sabine Bergmann-
Pohl als Staatsoberhaupt der
DDR.

Nachdem Bundespräsident von
Weizsäcker seiner DDR-Amts-
kollegin die Villa Hammer-
schmidt gezaigt hatte, lud er sie
zu einsm Gespräch ein. An dem
Meinungsaustausch nahm auch
die Präsidentin des Bundestages,
Rita Süssmuth, teil.

Im Anschluß an das Gespräch
würdigte die Präsidentin der
Volkskammer den überaus herz-
lichen Empfang durch den Bun-
despräsidenten. Sein Wirken sei
ihr Vorbild in ihrer politischen
Arbeit.

Zu den besonderen Themen
des Meinungsaustausches habe
das gemeinsame Anliegen gehört,
daß im deutschen Vereinigungs-
prozeß Europa nicht vergessen
werden dürfe. Er dürfe nicht los-
gelöst von dem europäischen In-
tegrationsprozeß gesehen werden.,
Es gelte, gemeinsame Signale zu
setzen, die deutlich machen, „daß
wir nicht nur uns sehen, sondern
aucb die Völker' um uns herum".

B o n n . Am 2. Juli soll die Wirtschafts-, Währunfs- und Sozialunion
zwischen beiden deutschen Staaten komplett sein. Nach ihrem ersten
Arbeitstreffen am Dienstag in Bonn bekräftigten Ministerpräsident
Lothar de Maiziere und Bundeskanzler Helmut Kohl „die Entschlos-
senheit ihrer Regierungen, daß die Wirtschafts-, Währungs- und Sozial-
union am 2. Juli dieses Jahres in Kraft treten kann".

Der mehr als dreistündige Mei-
nungsaustausch im Bundeskanzler-
amt war der Auftakt für<die kom-
menden Verhandlungen über einen
Staatsvertrag zwischen der BRD
und der DDR zur Schaffung der
angestrebten Union. Wie' der Re-
gierungssprecher in Bonn erklärte,
stimmen Kohl und de Maiziere
darin überein, die Ziele dieses
Vertragswerkes sobald wie mög-
lich zu verwirklichen.

Dazu wird es allerdings ange-
sichts der Fülle der damit verbun-
denen Probleme einer gewaltigen
Kraftanstrengung bedürfen. Auf
die Jouroalistenfrage, ob er die
Vorschläge Kohls „angenommen
habe", antwortete der DDR-Mini-
sterpräsident, er sei nicht nach
Bonn gekommen, um. etwas anzu-
nehmen, sondern Vorarbeit zu lei-
sten und Klärungen "herbeizufüh-
ren. Es bedürfe bis zum Abschluß
des Staatsvertrages noch mehrerer
Verhandlungsrunden. Erst am

Ende werde dann das Ergebnis
festliegen. ,

Die BRD-Regierung habe mit
1:1 bei Löhnen und Gehältern
eine wesentliche Forderung der
DDR-Bürger aufgenommen, und
zwar mit der Einschränkung —
Subventionsabbau. Darüber al-
lerdings müßten die Verhand-
lungspartner mit Blick auf Be-
schäftigte mit niedrigsten Gehäl-
tern noch einmal nachdenken.
De Maiziere hofft, daß der Vor-
schlag der Bundesregierung, pro
Person Bargeld und Spargutha-
ben in Höhe von 4000 Mark um-
zustellen, nicht unbedingt zum
„zentralen Punkt" der deutsch-
deutschen Verhandlungen ge-
macht werden muß. In) dieser
Frage sei in Rechnung zu stel-
len, daß — je höher man den
Betrag der 1:1 umzustellenden
Ersparnisse ansetzt— man gleich-
zeitig damit das Haushaltsdefi-
zit vergrößert und so letztlich

weniger Geld für soziale Lei-
stungen zur Verfügung habe.

Kurz vor seinem Rückflug
nach Berlin appellierte der neu-
gewählte' Ministerpräsident an
die DDR-Bürger, die Diskussion
um die Sparguthaben mit „mehr
Gelassenheit" zu sehen —
schließlich seien die Zeiten noch
nicht lange vorbei, daß die Men-
schen 5, 7 oder 10 Mark nach
Westberlin getragen haben, um
nur eine D-Mark dafür zu be-
kommen.

. Helmut Kohl berichtete am
Nachmittag vor Mitgliedern der
CDU/CSU-Fraktion. Danach teilte
Kohl Vor Journalisten mit, am
Dienstag sei kein Vertrag disku-
tiert, sondern über Arbeitspapiere
gesprochen worden, damit unter
Vertragspartnern ein „vernünfti-
ges Gesprach" entstehen könne.
Das ganze dürfe nicht zu einer
Prozedur werden, jn der die eine
Seite einen Text überreiche, den
die andere Seite zu akzeptieren
habe. Da müsse „Punkt um Punkt
durchgesprochen" werden.

Die offiziellen Verhandlungen
zwischen beiden Regierungen
sollen heute in Berlin beginnen.

Zwischen Nachdenklichkeit und Zufriedenheit: Die Medaille hat zwei
Seiten Telefoto: ADN/AP

Die Währungsunion war auch am
Dienstag das Tagesthema. ND-
Reporter erfuhren, wie Bürger der
DDR die Bonner Entscheidung be-
werten.

'Bernd Grabs, Werkzeugmacher,
Turbowerk Meißen: Das Angebot
der BRD-Regierung hat bei uns
viele Diskussionen ausgelöst. Der
Umtausch 1:1 für Löhne bzw Ge-
hälter und Renten und die An-
hebung der Renten auf 70 Prozent
des Nettoverdienstes wird be-
grüßt. Mit dem Umtausch von
Bargeld bzw. Sparguthaben 1:1
bis 4000 Mark und alles weitere
1:2 sind wir nicht einverstanden.
Ganz wichtig ist für alle, daß die
Arbeitsplätze erhalten bleiben
und daß alle Werktätigen sozial
abgesichert sind. Erst dann wird

ein solches Umtauschangebot
wirklich wirksam.

Erhard Malinowski, BGL-Vor-
sitzender, Kabelwerk Nord
Schwerin: Ein Umtauschsatz 1.1
ohne TeuerungsausgJeich würde
u. a. auch bedeuten, daß wir
höhere Versicherungsbeiträge
zahlen müßten — schon allein im
Hinblick auf steigende Renten. So
käme am Ende für den Werktäti-
gen netto weniger raus, als er
jetzt hat. Und dazu die steigenden
Preise... Ich habe echte Beden-
ken, ob dieses Verfahren im
Sinne der Werktätigen wäre.

Dietmar Röhrbein, Halle: Mit
dem Umtauschsatz für Löhne und
Gehälter 1:1 bin ich einverstan-
den. Obwohl ich meine, daß bei
Wegfall der • Subventionen für

ner, Erfurt: Für die Älteren un-
ter uns ist es ein bitteres Ge-
fühl, für die Arbeit eines Lebens
mit einem Butterbrot abgespeist
zu werden. Denn: Gespartes vom
geringen Verdienst wiegt um so
schwerer, als es ja dafür ge-
dacht isf, den Rentneralltag bes-
ser meistern zu können.

„Der Druck der Straße, aber
auch die mehrfach öffentlich de-
monstrierte Standfestigkeit des
neuen DDR-Ministerpräsidenten
Lothar de Maiziere haben ein
Umtauschverhältnis von 1:1 bei
Löhnen, Gehältern und Renten
erzwungen. Damit gönnt Kohl
seinem Parteifreund von der

Ost-CDU kurz vor den Kommu-
nalwahlen einen vordergründi-
gen politischen Erfolg. Bei ge-
nauerer Betrachtung erweist
sich das Bonner Angebot jedoch
als optische Täuschung. Zwar
werden die laufenden Einkom-
men zum Kurs von 1:1 auf die
heißbegehrte D-Mark umgestellt, •
dennoch bleibt den DDR-Arbeit-
nehmern real weniger im Porte-
monnaie. Denn neben höheren
Preisen für die Grundversorgung
müssen sie mit Einführung der
westdeutschen Währung auch

' höhere Sozialabgaben bezahlen
. . Da Bonn nicht bereit ist,
hierfür Ausgleichszahlungen zu
leisten, kommt dieser Vorschlag
dem von der Bundesbank favori-
sierten Umtauschkurs von 2:1
nahe. (Siehe auch Seite 5)

Leipzig (ND-Pehlivanian). Das
Foto eines hübschen jungen Mäd-
chens wurde Gregor Gysi gestern
in Leipzig mit der" Bitte um ein
Autogramm „für die Enkelin"
überreicht. Der Großvater: Prof.
Walter Markov, weltberühmter,
nun hochbetagter Historiker aus
Leipzig. 1951 aus der SED ausge-
schlossen, wurde er erst jetzt re-
habilitiert. Als Mitglied der PDS
begegnete er nun Gregor Gysi,
der gestern im Bezirk Leipzig auf
Wahlkampftour unterwegs war.
An dem bewegenden Gespräch
über Aufgaben der Partei auf
theoretischem Gebiet und über
Chancen, Notwendigkeit und Ge-
fährdung weltweiter linker Be-
wegungen (ND wird darüber noch
berichten), nahm auch 4er be-
kannte Historiker Prof. Manfred
Kossok von der Karl-Marx-Uni-
versität Leipzig teil. „Wir sind
keine pragmatische Partei, son-
dern die einzige, die sich zu theo-
retischer Arbeit bekennt", sagte
der Parteivorsitzende in diesem
Gespräch. Allerdings gehe es da-
bei nicht um die Festschreibung
„ewiger Wahrheiten", sondern
darum, die Fragen des Lebens
täglich neu zu stellen und einmal
gewonnene Erkenntnisse auch im-
mer wieder anzuzweifeln. Auch
das gehöre zur Erneuerung der

, Partei.
Um aktuelle, vor allem kommu-

nale Politik ging es in Gesprächs-
runden mit PDSrKandidaten für
die Kommunalwahlen, Wissen-
schaftlern, Künstlern sowie Fach-

' leuten aus der Wirtschaft. Daß
dabei häufig das Thema Bauen
zur Debatte stand, verwunderte
-nicht, schließlich sind Rückstände
und Aufgaben auf diesem Gebiet
in Leipzig groß. Das Wahlpro-
gramm der Partei für die Stadt-
region orientiert daher auf die
Erhaltung traditioneller Städte
landschaft, auf schnelle Gewin-
nung menschenwürdigen Wohn-
raums und Sicherung des sozia-
len Wohnungsbaues. Dafür werde
er sich mit ganzer Kraft einset-
zen, versicherte Bauingenieur
Siegfried Schlegel, der für die

Stadtverordnetenversammlung
kandidiert. Ihm liege vor allem
am Herzen, den vielerorts einge-
tretenen' Baustopp, verursacht
durch Besitzansprüche von Bur-
gern aus der BRD, möglichst
rasch zu überwinden. So wurde
in Leipzig-Connewitz aus solchen
Gründen der Bau eines Feier-
abendheimes gestoppt, in das
noch in diesem Jahr 240 ältere
Bürger einziehen sollten.

Am Abend war Gregor Gysi
auch in Würzen und Bad Düben
viel beanspruchter Gesprächspart-
ner bei öffentlichen Veranstaltun-
gen, auf denen sich Kandidaten
der PDS vorstellten.

Washington/Vilnius (ADN/dpa/
ND). USA-Präsident George Bush
hat noch keine Entscheidung über
ökonomische Zwangsmaßnahmen
gegen die UdSSR wegen ihrer
Litauenblöckade getroffen. Vor
Journalisten sagte Bush am
Dienstag nach einer Beratung mit
Korigreßführern, es sei noch nichts
entschieden. Er befürchte, Sank-
tionen würden die Sowjetunion
zu Aktionen treiben, die „einen
Rückschlag für die Sache der Frei-

. heit auf der ganzen Welt" be-
deuten könnten. Der USA-Präsi-
dent erneuerte seine Forderung,
die gespannte Lage zwischen
Moskau und Vilnius auf dem Ver-
handlungsweg zu lösen.

Die USA-Nachrichtenagentur
AP berichtete, zu der Entschei-
dung. Bushs habe möglicherweise
auch eine Erklärung des sowje-
tischen Außenministeriums bei-
getragen, Versuche, mit Sanktio-
nen Druck auf die sowjetische
Führung auszuüben, könnten un-
günstige Folgen röcht nur für die
Sowjetunion, sondern auch für die
internationale Lage und Litauen
selbst haben. In der sowjetischen
Erklärung hieß es, das Litauen-
Problem sei eine innere Angele-
genheit der Sowjetunion, und die
Moskauer Führung sei bestrebtr
alles zu tun, damit es nicht künst-
lich verschärft und die Basis für
einen konstruktiven Dialpg nicht
zerstört werde.

Litauens Präsident Landsber-

gis hat am Dienstag den Vor-
schlag Moskaus abgelehnt, die
Unabhängigkeitserklärung der
baltischen Republik für zwei
Jahre auszusetzen. Den Vorschlag
nannte er in einem Interview eine
Absurdität und ein für westliche
Regierungen bestimmten Trick.

Landsbergis erneuerte seinen
Aufruf an den Westen, die Unab-
hängigkeit Litauens anzuerken-
nen. „Dabei wende ich mich vor
allem an die kleineren Staaten,
da sie unsere Wut besser verste-
hen können".

Die UdSSR hat am Dienstag
ihre Truppen an der sowjetischen

Staatsgrenze auf dem Territorium
Litauens verstärkt und die Per-
sonen- und Warenkontrollen an
den Grenzübergangsstellen ver-
schärft. Die Maßnahme sei auf
Befehl des sowjetischen Präsi-
denten erfolgt, erklärte ein Ver-
antwortlicher des Stabes der
Grenztruppen des KGB.

Wie TASS mitteilte, ist am
Montagabend von Unbekannten
ein Schuß auf eine Kaserne der
sowjetischen Armee in Vilnius
abgegeben worden. Das Geschoß,
das keinen Personenschaden ver-
ursachte, soll aus einer Schützen-
waffe stammen.

Moskau (ND-Herrmann). Die
Resultate des Moskau-Besuches
vom Premier des Staatsrates der
VR China lassen auf» eine wei-
tere deutliche Annäherung der
beiden Staaten nach dem Pe-
king-Besuch Michail Gorba-
tschows vom Mai 1989 schließen.
Bei einem Gipfelgespräch des so-
wjetischen Präsidenten mit Li
Peng zeigte man sich mit Verlauf
und Ergebnis der Verhandlungen
beider Delegationen zufrieden.
Beide Seiten stimmten überein,
daß es keinerlei für alle gültigen
Modelle und Schablonen der Ver-
wirklichung der sozialistischen
Ideen und Prinzipien gebe.

Aus einer Reihe ~ am zweiten

und letzten Verhandlungstag un-
terzeichneter Dokumente wird
als wichtigstes ein langfristiges
Programm der ökonomischen und
wissenschaftlich-technischen Ko-
operation bis zum Jahr 2000 her-
vorgehoben. Die von Li Peng und
Premier Nikolai Ryshkow unter-
zeichnete Vereinbarung soll die
Basis intensiver und gegenseitig
vorteilhafter Beziehungen auf
verschiedenen Wirtschaftsgebie-
ten sein. Die Außenminister bei-
der Staaten setzten ihre Unter-
schrift unter eine Vereinbarung,
die die Begrenzung von Streit-
kräften und die Festigung des
Vertrauens im sowjetisch-chine-
sischen Grenzgebiet beinhaltet.

Berlin (ND). Die Wahlkommdssion
der DDR richtet erneut an Bürge-
rinnen und Bürger der DDR die
Bitte, in den Wahlvorständen
mitzuarbeiten. „Für die Entwick-
lung unserer jungen Demokratie
ist die ordnungsgemäße Durch-
führung der Wahlen am 6. Mai
sehr wichtig", heißt es in dem
Aufruf. Die Arbeit in den Wahl-'
vorständen verlange jedoch auf
Grund des Wahlsystems und der
drei zu vergebenden Stimmen
einen größeren» Zeitaufwand bei
der Stimmenauszählung als bei
der Volkskammerwahl. Die Wahl-
kommission weist deshalb darauf
hin; daß nach dem Arbeitsgesetz-
buch bei wichtiger gesellschaft-
licher Tätigkeit, in diesem Falle
besonders für den 1. Mai, Frei-
stellung zu gewähren ist. Darüber
hinaus regelt die am 23. 4. 1990
vom Minister für Arbeit und So-
ziales erlassene „Anordnung über
die Freistellung von Bürgern für
den Einsatz zur Gewährleistung
der Vorbereitung und Durchfüh-
rung der Kammunaiwahlen am
6. Mai 1990", wie bei Freistellun-
gen einschließlich dem Recht auf
Ausgleichstzalilung eu verfahren
ist, erklärt die Wafolkomimission.

Cape Canaveral (ADN/ND). Mit
einer fünfköpfigen Besatzung
und .dem modernsten Teleskop
an Bord startete am Dienstag
nach mehrfachen Verzögerungen
von Cape Canaveral die US-
Raumfähre Discovery. Das über
elf Tonnen schwere, 13,1 m lange
und an seiner breitesten Stelle
4,3 m irri Durchmesser messende
Teleskop soll am heutigen Mitt-

( woch im All ausgesetzt und auf
seine Umlaufbahn eingesteuert
werden. Aus einer Höhe von 500
bis 700 km erwarten die Astro-
nomen dann 15 Jahre lang Daten
und Aufnahmen, die — wie
Fachleute meinen — unser astro-
nomisches Weltbild revolutionie-
ren könnten. Es wird u. a. 50mal
schwächere Objekte sichtbar
machen, als sie je zuvor erfaßt

, wurden. Die Raumfähre wird
voraussichtlich am Sonntag zur
Erde zurückkehren.

Bonn (ADN). DDR-Ministerpräsi-
dent Lothar de Maiziere wird am
Sonnabend nach Moskau reisen,
Das kündigte Außenminister Mar-
kus Meckel am Dienstag in Bonn
an. Meckel sowie die Minister Rai-
ner Eppelmannund Gerhard Pohl
werden den Regierungschef be-
gleiten. Der Außenminister sagte,
auf jeden Fall werde man sich in
Moskau mdt Staatspräsident
Michail Gorbatschow treffen.

Meckel informierte zugleich,
daß seine für kommenden Sonn-
abend geplante Reise in die
Tschechoslowakei zunächst nicht
zustande komme.

Bonn (ADN). DDR-Außenmini-
ster Markus Meckel und Bundes-
außenminister Hans-iDietrich
Genscher haben sich am Dienstag
in Bonn auf eine enge Zusam-
menarbeit verständigt. In Zukunft
soll in zunehmendem Maße eine
gemeinsame Außenpolitik betrie-
ben werden. Nach einem zwei-
stündigen Gespräch mit Genscher
sagte der DDR-Außenminister, es
sei eine ständige Abstimmung
zwischen beiden Ministerien ge-
plant. Sie wollten Beamte aus-
tauschen und auch bei den Bot-
schaften eng zusammenarbeiten.
„Zukünftig soll es nicht mehr zwei
deutsche Botschaften in einer
Stadt geben", betonte Meckel.
Zudem wollen die beiden deut-
schen Staaten mit einer gemein-
samen Position beim KSZE-Gip-
fel im Herbst auftreten. Beide
Minister nannten das Gespräch
freundschaftlich und vertrauens-
voll.

Forst. „Hier ist Deutschland zu
Ende" und „Für eine europäische
Friedensördnung" hieß es am
Dienstag auf Spruchbändern am
Neiße-Ufer in Forst. Jugendliche
drückten ihre Forderung nach Un-
antästbarkeit der deutsch-polni-
schen Grenze aus.

Dresden. Einbrecher entwendeten
in der Nacht zum Dienstag das
im Spendenwürfel für den Wie-
deraufbau des Dresdner Schlosses
befindliche Papiergeld.

Prag. Die CSFR will das Militär
an ihren Staatsgrenzen zurück-
ziehen und eine neue Grenzpolb
zei aufbauen.

Wiesbaden. In den ersten beiden
Monaten 1990 wurden in der BRD
1511 Firmenpleiten registriert.
Das sind 8,6 Prozent weniger als
im gleichen Zeitraum des Vor-
jahres.

Warschau. Bei einem Gebirgs-
schlag in der, polnischen Stein-
kohlengrube „Wujek" in der
Nähe von Katowice sind zwei
Kumpel ums Leben gekommen.
Neun weitere wurden zum Teil
schwer verletzt.

Manila. 31 mutmaßliche Anführer
des Putschversuchs gegen die Re-
gierung Aquino im Dezember
sollen vor ein Kriegsgericht. 100
Teilnehmer an dem Putsch befin-
den sich noch in Freiheit, darun-
ter der Hauptverschwörer, Ex-
Oberst Honasan.*

Karthum. 28 Teilnehmer des am
Montag vereitelten Putschver-
suchs gegen die Regierung des
Generals Ahmed al-Bashir wur-
den am Dienstag zum Tode ver-
urteilt und'sofort erschossen.

Washington. Mit Investitionen
von 140 Millionen Dollar will der
weltgrößte „Soft-Drink "-Herstel-
ler in DDR-Getränkebetriebe ein-
steigen. Seit Februar wurden
zwei Millionen Büchsen in der
DDR abgesetzt.

Die immer, dreistere Ausländer-
feindlichkeit in der DDR hat ge-
stern eine rigorose Antwort ge-
funden. Hunderte, vor allem Ber-
liner aus beiden Teilen der Staut,
versammelten sich am frühen
Abend vor dem Roten Rathaus,
um im Sinne des vom veranstal-
tenden Aktionsbündnisses „In-
und Ausländer gemeinsam" defi-
nierten Mottos klarzustellen:
„Menschenrechte sind unteilbar!"

Selten in letzter Zeit wohl hat
eine Kundgebung so viel partei-
übergreifenden Konsens gefun-
den wie in diesem Fall. Zu de-
nen, die gestern das Wort nah-
men, gehörten neben der Auslän-
derbeauftragten der Regierung,
Almuth Berger, denn auch Helga
Adler für die PDS, Angelika
Barbe für die SPD, Bärbel Boh-
ley vom Neuen Forum, Vera Wol-
lenberger von. der Grünen Par-
tei, Pastorin Dagmar Henke oder
Heide Bischoff-Pflanz von der
'Westberliner AL sowie natürlich
Ausländer selbst — Omar Muba-
rak aus Mocambique, Chou aus
Vietnam und Juan Alcantra aus
Peru. Ihr aller gemeinsames An-
liegen: Laßt uns in einem neuen
Deutschland solidarisch zusam-
menleben !

Preis 0,55 M / 1,20 DM
B-Ausgabe

Mittwoch,
25. April 1990

# Bischof Dr. Forck im *
Gespräch mit Günter Gaus

DDR-Glückwunsch
für Weizsäcker

„Westfälische Rundschau":
Optische Täuschung

Gregor Gysi auf Wahltour
durch den Bezirk Leipzig

Appell zur Hilfe
bei der Wahl

Discoverystart mit
Hu bble-Teleskop

Lothar de Maiziere
reist nach Moskau

Treffen in Bonn
Meckel—Genscher

2. Juli Stichtag zur Währungsunion
Konditionen werden ausgehandelt

ISSN 0323-4940 45. Jahrgang / Nr. 96

Seite 2

Seite 7

Seite 5

Seite 8

GERD PROKOT

Rolf Wilkens, Invalidenrent-

(Siehe Seite 3)

Von unserem Korrespondenten WERNER OTTO

Grenze ohne Militär

Putschisten vor Gericht

Wag immer man an dem An-
gebot der Bundesregierung zur
Währungsunion aussetzen mag,
ein Hauch von Genialität ist
dem Vorschlag nicht abzuspre-
chen. Die Offerte scheint auf
den ersten Blick fast zufrieden-
stellend. Die Koalition in Bonn
steht geschlossen hinter dem
Kanzler, die SPD-Opposition
spendet verhaltenen Beifall.
Die Wirtsehaftsmanager reiben
sich die Hände, und die Erre-
gung der Bundesbürger, die
mehrheitlich einen 2:1-Kurs
wollen, hält sich in Grenzen.
Die Gefahr von unpopulären
Steuer er höhungen, allzumal in
einem Wahljahr, scheint vor-
erst abgewendet.

Selbst die Bundesbank ist be-
sänftigt. Warum auch nicht?
Das Bonner Angebot liegt
nicht so weit von der Empfeh-
lung der Währungshüter ent-
fernt, die viel Staub aufgewir-
belt hatte. Die Banker hatten
einen 2:1-Kur$ unter den Vor-
aussetzungen vorgeschlagen,
daß das Preissystem entzerrt
und Löhne und Renten sofort
angehoben werden. Für die
nach dem Wegfall der Subven-
tionen zu erwartenden Preis-
erhöhungen von der Schrippe
bis zur Miete hatte man sogar
einen Teuerungszuschlag emp-
fohlen, der dem Rotstift zum
Opfer fiel.

Die Annahme, daß die DDR-
Bürger nunmehr doppelt so gut
wegkommen, kann sich sehr
rasch als optische Täuschung
erweisen. Auch mit der heiß-
ersehnten D-Mark werden
viele erst einmal real weniger
im Portemonnaie haben. „Na-
iv" nannte es das Düsseldorfer
„Handelsblatf, wenn die
DDR-Bevölkerung in dem Um-
tauschkurs eine Lohn- und
Kaufkraftgarantie sehe. Nach
einem allenfalls kurzen Kauf-
kraft-Strohfeuer würden viele
der in der DDR gezahlten Löh-
ne auf Grund der mangelnden
Wettbewerbsfähigkeit der Be-
triebe tisehr bald in Arbeits-
losengeld umgewandelt wer-
den".

Die vorgeschlagene > Wäh-
rungsunion mag aus Bonner
Sicht das Optimum darstellen
— ein Brautgeschenk für die
deutsche Einheit ist sie nicht.
Und es muß Erstaunen her-
vorrufen, wenn auch für den
DDR-Premier die Mitgift of-
fenbar bedeutungslos wird. Er
läuft Gefahr, seinen Kredit zu
verspielen, wenn er empfiehlt,
die Sparer sollten die Abwer-
tung ihrer Guthaben „mit mehr
Gelassenheit" sehen.

Mieten und anderes das Leben
hier trotzdem für viele Bürger
nicht leichter werden wird, auch
bei 1:1. Was die ̂ Sparkonten be-
trifft — da verlange ich von der
Regierung eine andere Lösung als
„nur" 4000 Mark. Ich beispiels-
weise habe für ein Auto gespart,
und nun, wo ich es endlich „zu-
sammenhabe", könnte ich mir
wieder keins leisten.

Am Lesertelefon sagte Herr
Heinz Seidel aus Zeitz: Die vor-
geschlagene Währungsunion ist
eine soziale Bestrafung. Was
bleibt zum Beispiel von den
Löhnen und Renten, wenn Sub-
ventionen wegfallen, sich
Steuern erhöhen Und Dinge er-
eignen, die wir heute noch gar
nicht wissen?

keine Abbitte

SOZIALISTISCHE TAGESZEITUNG

DDR-Ministerpräsident Lothar de Maiziere und Bundeskanzler Helmut Kohl verabredeten in Bonn:HEUTE

# Nächste Tage
entscheiden Wahlkampf

• Bonns Angebot — wie
eine Währungsreform

# Die Natur gewählt

STANDPUNKT^^

Strohfeuer

Sorge in der DDR: Keiner weiß, wie er mit dem Geld auskommen wird

USA erwägen Sanktionen gegen Moskau

KÜRZ

An der Neiße ist Schluß

Li Peng bei Gorbatschow

Einbruch im Schloß

Firmenpleiten

In- und Ausländer sagen: Menschenrechte unteilbar!
Tote bei Grubenunglück

Zum Tode verurteilt

Coca Cola investiert
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